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Bei dem herannahenden Ende des Viertel⸗ 

jahres erſuchen wir unſere Leſer um rechtzei⸗ 
tige Erneuerung ihres Abonnements, damit 
ie das Blatt ohne Unterbrechung regelmäßig 
orterhalten. Gleichzeitig erſuchen wir unſere 
eſer, durch größtmö lichſte Verbreitung un⸗ 
ſeres Blattes demſelben ihre Unterſtützung 
zukommen zu laſſen. e 

Ueber etwaige Unregelmäßigkeiten in der 
Zuſtellung unſeres Blattes erſuchen wir, bei 
dem betreffenden Spediteur oder der betref⸗ 
fenden Poſtanſtalt e zu führen, da 
wir von hier aus unſer Blatt regelmäßig ver⸗ 
ſenden. 


Vom Nichteramte, 

Nichts giebt dem Skaate einen feſteren Halt 
als eine unparteiiſche, nichts erſchüttert ihn tiefer, 
als eine parteiiſche Rechtspflege. 8 

Bei dem Deutſchen Volke war es in alter Zeit nicht 
der Richter, der das Urtheil ſprach, ſondern die Volks⸗ 
gemeinde. Der Richter beſchied den Kläger und den 
Beklagten mit ihren Zeugen und Beweismitteln vor 
die Gemeindeverſammlung. In dieſer führte er den 
Verse und leitete die Verhandlungen. Waren die 
Verhandlungen geſchloſſen, ſo ſprach er ſeine Meinung 
über den Thatbeſtand und zugleich darüber aus, was 
Geſetz und Herkommen über den vorliegenden Fall be⸗ 
ſagten. Dann forderte er die Gemeinde auf, 1 1 ihrer 
eigenen beſten Ueberzeugung das Urtheil zu finden. 
War das Urtheil gefunden, ſo war es wieder der Richter, 
der es verkündigte, und der es dann, entweder ſelbſt oder 
durch ſeine Gen vollſtreckte. 

Auf dieſe Weiſe war dafür geſorgt, daß dem Volke 
kein fremdes, ihm unverſtändliches Recht aufgedrungen 
werden konnte, und daß als Recht und Geſetz nur das 
galt, was der Rechtsüberzeugung und dem Rechtsgefühl 
des Volkes ſelbſt entſprach. Aber freilich konnten dieſe 
Volksgerichte nur ſo lange beſtehen, als die Verhältniſſe 
fo einfach waren und fo wenige Rechtsſtreitigkeiten und Ge⸗ 


ſetzesübertretungen vor den Richter gebracht wurden, als 
in den alten deutſchen Landgemeinden. Als jedoch ſpäter 
aus der Zahl der Gemeinfreien ein ritterlicher Adel ſich 
abgeſondert hatte, und als die vielen Städte entſtanden 
waren, in denen Gewerbe und Handel in reichſter 
Mannigfaltigkeit erblühten, da änderte ſich die Sache 
Auf dem Lande kam die Gerichtsbarkeit zu einem großen 
Theile in die Hände der ritterlichen Herren und in den 
Städten kamen ſo viele Rechtsſtreitigkeiten vor, daß man 
das Urtheilfinden einem ganz kleinen Ausſchuſſe der 
Bürgerſchaft, den ſogenannten Schöppen oder Schöffen 
überlaſſen mußte. Dieſe Schöffengerichte verbreiteten 
ſich dann auch über die Landgemeinden. 

Die Schöffen ſchloſſen ſich ziemlich bald zu einem 
beſonderen und mit Vorrechten ausgeſtatteten Stande 
ab, und es war daher ſehr natürlich, daß Schöffengerichte 
nicht immer ſo urtheilten, wie es das Volk für Recht 
hielt. Eben ſo oft kam es vor, daß bei den Rechts⸗ 
verhältniſſen, die ſich immer u verwidelten, die 
ungelehrten Schöffen auch beim beiten Willen nicht im 
Stande waren, das wirkliche Recht zu finden. Sie 
waren daher ſelbſt der Belehrung bedürftig, und ſo kam 
es, daß ſeit dem Ende des Mittelalters ſo viel wie 
möglich rechtsgelehrte Männer zu Richtern berufen 
wurden. Gegen dieſe traten dann die Schöffen um fo 
mehr in den Hintergrund, als fie felbft nach und nach 
die Fähigkeit und die Luſt zu treuer Erfüllung ihrer 
Pflichten verloren. Ihr Amt war nämlich in gewiſſen. 
Familien erblich geworden. Sie waren alſo Leute, die 
ohne Rückſicht auf Verdienſt und Tüchtigkeit zu ihrem 
wichtigen Amte kamen; daraus erklärt es ſich, daß die 
meiſten von ihnen aus Unwiſſenheit oder Trägheit in 
der Regel gerade jo urtheilten, wie der gelehrte Richter 
es ihnen vorſprach, und daß ſie von der Meinung des⸗ 
ſelben nur dann abwichen, wenn ihr eigener Vor⸗ 
theil oder der ihrer guten Freunde in's Spiel kam. 
Daher konnte es ſogar als eine Wohlthat erſcheinen, 
wenn die Fürſten und ſelbſt die Magiſtrate in freien 
Städten das Urtheilen ganz und gar auf die gelehrten 
Richter übertrugen. Aber die Wohlthat war doch nicht 
allzugroß. Denn die gelehrten Herren kannten das 


x 


Römiſche Recht, wie es einſt Kaiſer Juſtinian hatte 
zuſammenſtellen laſſen, viel beſſer, als das deutſche 
Recht, das aus dem Rechtsbewußtſein des Volkes ſelbſt 
hervorgegangen war. So iſt es verſtändlich, daß das 
Römiſche Recht gar für das gemeine Recht des Deutſchen 
Volkes erklärt wurde. Wie dieſe Gelehrten das Recht 
des eigenen Volkes verachteten, ſo ſchloſſen fie ſich auch 
in den einzelnen Prozeßfällen vollſtändig von dem Volke 
ab. Sie wollten Kläger und Beklagten gar nicht mehr 
hören; ſie wollten nur leſen, was die Advokaten, die 
auch zu ihrer Zunft gehörten, in ile gelehrt ſein 
ſollenden, halb deutſchen, halb lateiniſchen Kauderwelſch 
niederſchrieben. Ja, die armen Leute, die eines Ver⸗ 
gehens oder Verbrechens angeklagt waren, bekamen 1155 
Richter gar nicht einmal zu ſehen, vielmehr wurde über 
ihre Ehre, ihre Freiheit und ihr Leben blos darnach 
abgeurtheilt, was der Inquirent oder Unterſuchungsrichter 
aus ihren oder der Zeugen Ausſagen niedergeſchrieben hatte. 

Alle dieſe Uebel haben lig Jahrhunderte lang fort⸗ 
eſchleppt, zum Theil ſogar bis auf den heutigen Tag. 

Freilich gilt bei uns das Römiſche Recht des alten Kaiſers 
Juſtinian nur noch in einigen kleinen Landestheilen, 
faft im ganzen Staate erfreuen wir uns ſchon ſeit beinahe 
70 Jahren beſſerer Rechtsbücher. Auch hat das blos 
ſchriftliche und bloße Unterſuchungsverfahren ſeit 1849 
aufgehört. Aber undeutſches und unzeitgemäßes Recht 
ſteckt immer noch zu viel in unſeren Geſetzen, und an 
geſchriebenen Akten, die ein ungelehrter Mann ſich noch 
oft genug in gewöhnliches Lane muß überſetzen laſſen, 
iſt immer 91 ein ſtarker Ueberfluß vorhanden. Dazu 
kommt, daß in Kriminalprozeſſen neben der Oeffentlich⸗ 
keit doch auch das geheime Unterſuchungs⸗Verfahren im⸗ 
mer noch ſeine Rolle ſpielt. 

Indeß erwuchs aus dem Aufhören der alten Volks⸗ 
erichte und der allmäligen Entſtehung einer unbe⸗ 
chränkten Fürſtengewalt noch ein viel ee Uebel. 

Viele Regenten nämlich benutzten ihre Macht, um die 
Richter rein nach ihrem Belieben ein⸗ und abzuſetzen; 
und während die Fürſten in Deutſchland nie das Recht 
gehabt haben, irgend ein Urtheil zu fällen, ſo nahmen 
ſie es doch nicht ſelten ſich heraus, den Richtern zu be⸗ 
fehlen, welches Urtheil ſie in dieſem oder jenem Falle 
ſprechen ſollten. Natürlich hörte in Staaten, die von 
51 Fürſten regiert wurden, jede Rechtsſicherheit auf; 

ie Macht trat an die Stelle des Rechtes und ſtatt einer 
eſetzmäßigen Regierung gab es nur noch eine geſetzloſe 
Gewalthertſchaft Slü iberweife find unſere preußi⸗ 
ſchen Richter ſchon lange vor e der Verfaſſung 
gegen willkührliche Amtsentſetzungen und gegen die Ein⸗ 
miſchung der Regierung in ihre Urtheilsſprüche durch 
das Geſetz geſchützt geweſen. Auch in dieſen Dingen 
at die Verfaſſung vom 31. Januar 1850 nur ein alt be⸗ 
ſeehendes Recht auf's Neue beſtätigt. Nach Art. 86 
ſoll die richterliche Gewalt nur „durch unabhängige, 

„keiner anderen Autorität als der des Geſetzes 
unterworfenen Gerichte ausgeübt“ werden. Nach Art. 87 
werden die Richter ſtets „auf ihre Lebenszeit er⸗ 
nannt“. Abgeſetzt, oder gegen ihren Willen verſetzt oder 


penſionirt können fie nur werden „durch Richter⸗ 
1 aus Glünden, welche die Geſetze 85 
aben.“ 

Allerdings hat dieſe Beſtimmung durch das ſoge⸗ 
nannte Disziplinargeſetz eine Auslegung erfahren, welche 
und nicht beabſichtigt geweſen zu fein ſcheint. Nach 
jenem Geſetze kann ein Richter auch dann abgeſetzt oder 
gegen ſeinen Willen verſetzt oder penſionirt werden, 
wenn er keine Handlung begangen hat, die 
durch die allgemeinen Strafgeſetze verboten 
iſt. Es iſt genug, wenn er „in oder außer dem Amte“ 
ein „Verhalten“ gezeigt hat, durch welches er nicht 
nach den Beſtimmungen irgend eines Geſetzes, 
ſondern lediglich nach der Anſicht derjenigen 
Ober⸗Tribunalsräthe, die in den fogenannten 
„Disziplinar⸗Senat“ berufen ſind, „des An⸗ 
ſehens oder des Vertrauens, die ſein Beruf erfordert, 
unwürdig“ geworden iſt. 

Aber auch ohne dieſes Disziplinargeſetz könnte es 
kein Geſeh in der Welt indem aß ird de e 86 
Richter von unſelbſtſtändiger Geſinnung ſich nicht blos 
von den Geſetzen abhängig fühlen, ſondern auch, und 
manchmal noch mehr, von den Wünſchen und Meinun⸗ 

en einer Regierung, die ſie anſtellen und nach ihrer 
Anſtellung ganz nach ihrem Ermeſſen zu höheren und 
einträglicheren Aemtern befördern oder ſie ſtatt deſſen 
auf Lebenszeit in der Stellung eines Kreisrichters oder 
Kreisgerichtsrathes zurückhalten kann. Gegen dieſen 
Uebelſtand, welcher ſelbſt ohne Zuthun der Regte⸗ 
rung wirken kann, wird nur eine Aenderung in der 
Geſetzgebung, d. h. eine Rückkehr zu früheren Zuſtän⸗ 
den helfen. 

Es muß wiederum wie früher das alte deutſche 
Volksgericht in der Art, wie es heute allein noch 
möglich iſt, nämlich durch Erweiterung des Geſchwornen⸗ 
wei für alle diejenigen Prozeſſe wiederher⸗ 
geſtellt werden, an welchen die jedesmalige 
5 irgend ein Partei⸗Intereſſe haben 
ann. 

Dadurch würde vor Allem jener unwillkürliche Ein⸗ 
fluß, welchen die Macht und Gewalt auf ſchwache Charak⸗ 
tere ausübt, fortfallen. Würde nun zu dieſer Wieder⸗ 
herſtellung des alten Zuſtandes noch die Einrichtung 
gefügt, daß die Beförderung der richterlichen Beamten 
theils nach beſtimmten, von dem Belieben der Vorgeſetzten 
unabhängigen Regeln ſtattfinden muß, theilweise durch 
Wahl, ſei es der Kollegen, ſei es für die Bol Richter⸗ 
ftellen durch die Volksvertretung, wie das in Belgien 
ftattfindet, erfolgt, fo würde dadurch ſicher ein Richterſtand 

eſchaffen, der durch Unabhängigkeit ein Muſterbild für die 

elt en würde. Es wird dadurch das ſchwere Unglück 
verhindert, daß das Volk nach und nach das Vertrauen 
u der Unparteilichkeit feiner Richter verliert, eine An⸗ 
an deren Plaßgreifen nach unſerer Anſicht nur 
von einem höchſt nachtheiligen Einfluß auf die Moralität 
der Staatsbürger und ſomit auf die Vortrefflichkeit des 
Staates ſelbſt ſein muß. 


Politiſche W 

Allem iſt die Aufmerkſamkeit des Volkes 
auf die Werhandlangen der Mititärfommiffion des Al. 
eordnetenhauſes gerichtet, welche ſich mit der Berathung der 
Heeg beſchäftigt, welche die e 15 über die Abände⸗ 
rung des Geſebes vom 3. September 1814 eingebracht hat. 
Die Militärfrage iſt der Ausgang unſeres Verfaſſungskon⸗ 
iktes, und in ihrer Löſung liegt die Löſung deſſelben, wes⸗ 
alb das Intereſſe, welches man dieſen Verhandlungen ſchenkt, 
als ein vollſtändig gerechtfertigtes 1 muß. Gleich in 
der erſten Sitzung der Kommiſſion ſprach der Kriegsminiſter 
wiederholt den Wunſch nach Verſtändigung aus, wahrte aber 
eben ſo wiederholt die Geſetzlichkeit des von der Hein 
bisher beobachteten Verfahrens. Ein Organiſationsgeſetz für 
die Armee, wie es von Seiten des Berichterſtatters vorgeſchlagen 
worden, habe auch für die Regierung, das gab er zu, ſeine 
Vorzüge, indem es die Bewilligungen für die Armee den 
Schwankungen der jährlichen b e e entziehe. 
Bei der Spannung des Augenblicks halte aber die Regierung 
die Vorlage eines ſolchen Geſetzes nicht für zweckentſprechend, 
meine vielmehr, daß man fi auf die eigentlichen Streitounkte 
beſchränke, und hierin zu einer Verſtändigung zu gelangen 
ſuche. Die geſetzlich beſtehende dreijährige Dienſt⸗ 
zeit aufzugeben, deſſen hätte ſich bisher die Re ; 
tierung ſtandhaft geweigert und in dieſer Bezie- 
bens ſei die Regierung ſelbſt bei allem Wechſel 
er Perſonen niemals in Zwieſpalt geweſen. 
Ebenſo aber habe die Regierung bewieſen, daß ſie in dieſer 
Beziehung thatſächlich den Verhältniſſen, namentlich den 
finanziellen, Rechnung trüge und wenn man jetzt daraus, 
daß die Regierung in dem diesmaligen Budget den vollen 
Betrag für die Durchführung der dreijährigen Dienſtzeit 
fordere, den Schluß ziehe, die Regierung habe in dieſer Be⸗ 
ſiehung ihren Standpunkt geändert, fo 155 dies nicht richtig. 
s ſei dieſe Mehrforderung vielmehr lediglich des halb geftellt, 
um das Prinzip feſtzuhalten, um nicht die bisher beſtandene 
Praxis der kurzen Dienſtzeit zu legaliſiren. Das ſchließe 
nicht aus, daß die Regierung, ſoweit die Verhältniſſe eine 
Veränderung zuließen, praktiſch auf eine kürzere Dienſtzeit 
zurückkommen werde. An der geſetzlichen dreijährigen 
Dienftzeit aber müſſe egen ten werden, „es 
würde ſich mit der Ehrlichkeit nicht vertragen, hier 
Hoffnungen zu erwecken.“ Unſere Leſer werden erfen- 
nen, daß aus dieſer Rede des Miniſters keine Hoffnung auf 
eine Verſtändigung erwächſt, doch zeigt feine fernere Aus ⸗ 
laſſung in der zweiten Sitzung, daß die Regierung kein Ver ⸗ 
trauen zum Hauſe habe und darum ihr letztes Wort noch 
nicht ausſprechen wolle, und daß fie nur einem Abkommen 
ihre Zuſtimmung geben könne, das der Majorität im Haufe 
ſicher ſei, daß die Regierung doch durch den mit fo großer 
Feſtigkeit fort und fort ausgeſprochenen Willen des Volkes 
chwankend geworden iſt, und daß ſie bereit iſt, von ihren 
orderungen nachzulaſſen. Was die Aeußerung anbetrifft, 
daß die Regierung kein Vertrauen zu dem Abgeordnetenhauſe 
habe, ſo kann daſſelbe dieſen Vorwurf in dem Bewußtſein, 
nach beſtem en und Erkennen in allen Dingen ſtreng 
feine Pflicht erfüllt zu haben, ertragen. Im Allgemeinen 
iſt die Kommiſſion für die einfache Ablehnung der Regie⸗ 
rungsvorlage, der Abgeordnete Stavenhagen ſpricht ſich 
allerdings für eine Ammendiruug der Vorlage aus, indem 
er ſich von einer Feſtſtellung des Präſenzſtandes der Armee 

große Vortheile für die Löſung des Konfliktes verſpricht. 
er Budgetkommiſſion hat die Regierung einen 
Staatsminiſterialbeſchluß vom 12. Februar 1864 mitgetheilt, 
welcher die Regeln für die budgetloſe. Verwaltung aufftellt. 


Aus demſelben geht hervor, daß die oft wiederholten Be. 
hauptungen, als ob das Miniſterlum den Feſtſetzungen des 
Abgeordnetenhauſes, fo weit fie nicht gerade die Korten der 
Militärreorganiſation betreffen, ſtets W getragen habe, 
durchaus irrthümlich geweſen ſind. So ſind außer den 
5,625,634 Thlr. betragenden Koſten der Armeereorganiſation 
die Poſitionen von 31,000 Thalern zu beſonderen politiſchen 
Zwecken und von 35,000 Thirn. für die geheimen Fonds, 
trotzdem daß fie vom Abgeordnetenhauſe geſtrichen waren, 
doch vom Miniſterium aufrecht erhalten, d. h. die betreffen 
den Summen ſind verausgabt. Dagegen ſind größere Sum⸗ 
men, die das Abgeordnetenhaus zu produktiven Zwecken 
bewilligt hatte, wie 50,000 Thlr. für Fonds zu größeren 
Landesmeliorationen und Deichbauten, im Ganzen 253,000 
Thlr. für ſolche und ähnliche Zwecke, nicht verausgabt, trotz 
der großen Ueberſchüſſe. Auch die für den Chauſſee⸗Neu⸗ 
bautenfond bewilligten Gelder, wie die Bauprämien an Berg- 
leute find weſentlich beſchränkt worden. Unſere Leſer werden 
aus den Angaben über die nicht verausgabten Gelder klar 
erkennen, wie es ſich mit der Wahrheit der Behauptung ver⸗ 
hält, welche die bezahlten Schreiber fo oft aufgeſtellt 1 18 
daß nämlich unter der budgetloſen Verwaltung die materiellen 
Intereſſen des Landes nicht leiden. 

Bei Gelegenheit einer Interpellation des Abg. Möller 
wegen einer Bekanntmachung des Landraths im Kreiſe Preu⸗ 
ßiſch⸗Eylau, in welcher direkt zur Wahl des Herrn v. Tettau 
aufgefordert wurde, hat der Miniſter des Innern erklärt, 
daß er das Verhalten des Landraths vollſtändig billige, da 
die Regierung auf die Wahlen wirken müſſe, denn auch in 
Preußen könne jetzt eine Regierung auf die Dauer 
nicht mehr heilſam wirken, die nicht die Maforität 
für ſich habe. Leider hat der Miniſter es verabſäumt, die 
Zeit, während welcher eine Regierung ohne Majorität heilſam 
wirken kann, genau anzugeben. Wie das Verbleiben der 
Minifter, welche doch gewiß beſtrebt find, heilſam für das 
Land zu wirken, zeigt, nimmt die jetzige Regierung dieſe Zeit 
auf länger als zwei und ein halb Jahre an. Der Ansicht, daß 
irgend ein Landrath bei ſolcher Aufforderung im Hintergrunde 
haben könne, Diejenigen, welche anders wählen zu maßregeln, 
hat der Herr Miniſter mit großer Entſchiedenheit zurück; 
Hege und hinzugefügt, daß die jetzige Regierung jeden 
Beamten exemplariſch beſtrafen würde, welcher etwa einen 
Wähler, der gegen den Regierungskandidaten geſtimmt hat, 
auf irgend eine Art maßregeln wollte. 

Von dem Abg. Lette iſt der Entwurf einer Kreis- 
ordnung und eines Geſetzes über die ländliche Polkzei 
eingebracht wergen. 

Der Abg. Müller (Demmin) hat fein Mandat nieder⸗ 
gelegt. Die Nachwahl für den vierten berliner Wahlbezirk 
iſt auf den 14. d. M. anberaumt. Als Kandidaten werden 
vorzugsweiſe der Aſſeſſor Lasker und der Redakteur der 
Berliner Reform, Dr. G. Weiß genannt. 

Das Obertribunal hat in dem Disziplinarverfahren gegen 
den Abg. Meibauer die Strafe auf 100 Thlr. erhöht. 

In Stargardt iſt der zum Beigeordneten gewählte 
Syndikus Pohlmann von der Regierung nicht beſtätigt 
worden. Die Stadtverordneten zu Pyritz haben wegen der 
Nichtbeſtätigung des Bürgermeiſters Lansky eine Petition 
an den Oberpräſidenten gerichtet. ö 

Der Handelsvertrag mit Oeſterreich iſt jetzt endlich 
nach langen Verhandlungen abgeſchloſſen worden, und wird 
demnächſt den Kammern 8 werden. Wie es 
wird auch der Vertrag mit England bald abgeſchloſſen 
werden. Mit der Schweiz finden 9921 eines Handels ⸗ 
vertrages Unterhandlungen hatt, mit Belgien ſollen Re 


ae eröffnet werben, wahrſcheinlich auch mit Ruß⸗ 
an 


Schleswig⸗Holſtein. Die Forderungen, welche Preußen 
für die endliche Ordnung der Angelegenheiten der Elbherzog 
thümer aufgeftellt hat, find in Wien, wie ee war, 
für unannehmbar erklärt worden. Man glaubt allerdings in 
Berlin noch immer, daß Oeſterreich ſchleßlich doch in Unter⸗ 
handlung auf Grundlage dieſer Forderungen willigen werde, 
zeigt aber bis jetzt noch keine Neigung, etwas davon nach⸗ 
zulaſſen. Es wird wenigſtens verſichert, daß Preußen mit 
allen ſeinen Kräften und allen Mitteln für die Gewährung 
deſſen, was in der Depeſche vom 21. Februar gefordert ſei, 
eintreten werde. 

Man erwartet allgemein, daß mit dem 1. Juli in den 

W der neue Zollvereinstarif eingeführt werden 

ird. 

Mecklenburg ⸗Schwerin. Ein hochgeſtellter Beamter hat 
ſeine Gedanken über die Noth an Arbeitern, welche ſich in 
Folge des Prügelgeſetzes in dieſem Lande zeigt, veröffentlicht. 
Sie iſt nach ihm eine Folge der guten Kartoffelerndten, denn 
weil die Arbeiter zu eſſen haben, arbeiten ſie nicht. Nach 
ihm würde alſo die Heilung des Schadens eintreten, wenn 
die Arbeiter Noth leiden müßten. Wir theilen dies mit, 
um zu zeigen, zu welchen wunderbaren Anſchauungen die 
feudalen Herren manchmal kommen. 

Sächſiſche Fürſtenthümer. In Weimar hat der Land⸗ 
tag den Wunſch ausgeſprochen, daß in den Strafanſtalten 
die noch beſtehende körperliche Züchtigung abgeſchafft werden 
5 Die Regierung hat ſich bereit erklärt, dieſem Wunſche 
nachzukommen. 1 — ee: 

Heſſen⸗Kaſſel. Der zum zweiten Male zum Bürger⸗ 
meiſter von Bockenheim gewählte Abgeordnete Junger⸗ 
mann iſt wiederum von der Regierung nicht beſtätigt 
worden. Da zu erwarten ſteht, daß die Gemeindebehörden 
auch zum dritten Mal ihre Stimmen demſelben geben werden, 
iſt Innen dies bei Androhung einer Geldſtrafe verboten 
worden. . 

Heſſen⸗ Homburg. Die Regierung dieſes Ländchens, von 
dem man ſonſt nichts Anderes, als Selbſtmordfälle, die an 
der Spielbank vorgekommen ſind, zu melden hat, hat be⸗ 
ſchloſſen, künftighin die Eidesleiſtung für alle Konfeſſionen 
nach gleicher Art vornehmen zu laſſen. Es iſt dies ein Fort⸗ 
ſchritt, deſſen Einführung ſich ganz allgemein empfiehlt. 

Baden. Die Ultramontanen, welche mit allen Mitteln 
den Sturz des liberalen Miniſteriums, welches das volle 
Vertrauen des Großherzogs und des Landes genießt, durch⸗ 
ſetzen wollen, haben neulich in Mannheim vor den über 
ſolches Treiben entrüſteten Volksmaſſen die Flucht ergreifen 
müſſen. Seitdem ſcheinen fie ihre Agitation weniger leb⸗ 
haft zu betreiben. 5 

Bayern. Die bayriſchen Viſchöfe haben, wie das all⸗ 

emein üblich, dem Papſte zum Beginn des Jahres ihre 

Glückwünſche dargebracht. Vor Kurzem iſt nun die Antwort 
des Papſtes eingelaufen, in welcher er den Biſchof von Speier 
ermuntert, in ſeinem Widerſtande gegen die Staatsgewalt 
wegen der Angelegenheit des Speierer Seminars zu verharren. 
. — ͤ——. — —— 


Die militäriſche Dienſtzeit in verſchiedenen Staaten. 
Die Amtsblätter haben einen Artikel über die Militär⸗ 
Dienſtzeit gebracht, in welchem ſie den Nachweis zu füh⸗ 
ren ſuchen, daß bei Durchführung der Reorganiſation die 
Laſten, welche der Militärdienſt dem Volke auflegt, in Preu⸗ 
ßen noch immer viel geringer ſeien als in den übrigen gro⸗ 


ßen Staaten. Nach den Aufſtellungen, welche di i 
bringt, dauert die Dienſtpflicht im ſehenden 1 e 
in Rußland vom 20. bis zum 32. Lebensjahre, 

7 Oeſterreich „ 20. „ 28. 17 
„ Frankreich „ 21. „ „ 27. „ 

Die en 9 17 20. un 23. 7 

Die „Deutſche Landtags⸗Zeitung“ ſetzt dieſer Zuſammen⸗ 
be gn i feu ae e en 
en Beweis liefern, wie man fein Mittel 
Volke die Militär⸗Reorganiſation in a möglicht 11 
ſtigen Lichte darzuſtellen. 2 8 

„Zuerſt iſt weder in Oeſterreich a auch in Frank⸗ 
reich unter „Dienſtpflicht im . Heere“ 
daſſelbe zu verſtehen, was in obiger Zuſammen ; 
bag der haun ch wohn 1 gemeint iſt, ich 
aß der Mann ſich während der Dauer dieſer Dienſtpflicht 
unausgeſetzt bei der Fahne befindet, wie es in Se bei 
der Mannſchaft vom 20. bis zum 23. Lebensjahre der Fall 
iſt. In Oeſterreich z. B. iſt der einzelne Mann 
a ne den Dienſtpflicht im ftehen- 
Luhn als in Preußen bei e 
jährigen Dienſtpflicht, denn er leiſtet nur durch⸗ 
1 Hieufl 8 Jahren (d. h. etwa 23, Jahre) 

irkli . 

Dann aber — und das iſt weſentlich — bedeutet in 
Rußland, Oeſterreich und Frankreich „ſtehendes Heer“ auch 
San, cn r Bectispaes, un, Entf in die fe Fed. 

5 zum. itt in die erſte Feld⸗ 
mee.“ In Preußen sit das anders igfte ; 
Auffeffung 5 der Amte latter; — her 
bedeutet „ſtehendes Heer“: „Friedensetat des Heeres.“ In 
dieſem Sinne iſt eine genaue Zuſammenſtellung aber gar 
an 15 geben, 2 1 en in 5 

taaten zum Theil von itiſ ält · 
niſſen, zum She won: N 825 8188 
abhängig iſt, und nicht wie in Preußen lediglich durch die 
Rückſichten auf die militäriſche Ausbildung unabänderli 
beſtimmt wird 5 9 

ird. 

Will man vergleichen, ſo muß man nothwendigerweiſe 
= Serge zum n 1 e 
ind z. B. „Präſenzzeit“ um erpflichtung zum Eintritt 
in die erſte Feldarmee.“ In Bezug auf letztere müßte es 
aber heißen: es ſind 1 10 verpflichtet die Mannſchaften 

in Rußland vom 20. bis zum 32. Lebensjahre, 
* Senne n 41 * ” = 1 
Frankrei. ® . 
„ Preußen ) „ 20. „ „ 20, 

Hieraus erſieht man, daß die ene in ‚Preußen nach 
geſetzlicher Durchführung der Reorganiſation größer wird, 
wie ſie = Hane if und daß fie gegen Oeſterreich nur 
um 1 Jahr zurückbleibt. 

Im Aalen Sinne iſt das, was in anderen Staaten 
Kriegsreſerve heißt, in Preußen Landwehr erſten Aufgebots; 
und was man in Preußen Kriegsreſerve nennt, find in an⸗ 
deren Staaten ſtändig beurlaubte Soldaten, die auch im 
Frieden zu Uebungen einberufen werden können. 
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„) Die Verpflichtung für den Zeitraum vom 20. bie zum 
27. erbensjahre gl in Preußen nur, wenn man die Durchführung 
der Ditttärreosgentfation in's Auge faßt; nach dem Geſetz vom 
3. September 1814 beſteht dieſe Verpflichtung nur für den Zeit⸗ 
raum vom 20. bis zum. 25. Lebensjahre. 
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